Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/3427 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

IV2 — 68040 — 5335/65 


Bonn, den 17. Mai 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Durdiführungsgesetzes 
EWG Milch und Milcherzeugnisse und des 
Außenwirtschaftsgesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 282. Sitzung 
am 30. April 1965 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist aus der Anlage 3 zu ersehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Durchführungsgesetzes EWG Milch und 
Milcherzeugnisse und des Außenwirtschaftsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Durchführungsgesetz EWG Milch und Milch- 
erzeugnisse vom 28. Oktober 1964 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 821) wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz i wird wie folgt gefaßt: 

„Die Abschöpfungssätze für die einzelnen Er- 
zeugnisse nach Artikel 1 Abs. 2 Buchstaben b 
bis e der Verordnung Nr. 13/64/EWG werden 
durch die Einfuhr- und Vorratsstelle für Fette 
(Einfuhr- und Vorratsstelle) nach Maßgabe 
der Verordnung Nr. 13/64/EWG sowie den 
dazu vom Rat oder der Kommission der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft erlassenen 
Durchführungsbestimmungen und den dazu 
erlassenen innerstaatlichen Vorschriften er- 
rechnet und geändert; sie werden durch Aus- 
hang im Dienstgebäude der Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle bekanntgegeben.“ 

b) Satz 2 wird gestrichen. 

2. In § 5 Abs. 1 Satz 1 werden hinter den Worten 
„Butterverordnung vom 2. Juni 1951 (Bundes- 
anzeiger Nr. 110 vom 12. Juni 1951)" die Worte 
„in der jeweils geltenden Fassung“ angefügt. 

3. In § 6 Abs. 2 werden hinter dem Wort „Interven- 
tionsorte“ die Worte „und den nach Artikel 2 
Abs. 1 der Verordnung Nr. 62/64/EWG des Ra- 
tes vom 3. Juni 1964 (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften S. 1412) sowie nach Artikel 1 
der Verordnung Nr. 192/64/EWG der Kommis- 
sion vom 21. Dezember 1964 (Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften S. 3652) zu bestimmen- 
den Betrag“ angefügt. 

4. § 8 Abs. 1 Halbsatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Der Bundesminister erläßt im Einvernehmen mit 
den Bundesministern für Wirtschaft und der 
Finanzen durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, Bestim- 
mungen über die Voraussetzungen, die Höhe und 
das Verfahren bei Erstattungen nach Artikel 14 


der Verordnung Nr. 13/64/EWG für die Erzeug- 
nisse nach Artikel 1 Abs. 2 Buchstaben b bis e 
der Verordnung Nr. 13/64/EWG;“ 


Artikel 2 

In § 28 Abs. 2 des Außenwirtschaftsgesetzes vom 
28. April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 481), zuletzt ge- 
ändert durch das Durchführungsgesetz EWG Milch 
und Milcherzeugnisse vom 28. Oktober 1964 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 821), erhalten die Nummern 3 und 5 
folgende Fassung; 

„3. die Einfuhr- und Vorratsstelle für Getreide 
und Futtermittel im Bereich des Waren- und 
Dienstleistungsverkehrs mit den in Artikel 1 
der Verordnung Nr. 19 (Getreide) des Rates 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
vom 4. April 1962 (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften S. 933), in Artikel 1 Abs. 2 
Buchstabe f der Verordnung Nr. 13/64/EWG 
(Milch und Milcherzeugnisse) des Rates vom 

5. Februar 1964 (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften S. 549) und in Artikel 1 der 
Verordnung Nr. 16/64/EWG (Reis) des Rates 
vom 5. Februar 1964 (Amtsblatt der Europä- 
ischen Gemeinschaften S. 547) bezeichneten 
Erzeugnissen nach den §§ 5, 6, 8 bis 16,“ 

„5. die Einfuhr- und Vorratsstelle für Fette im 
Bereich des Waren- und Dienstleistungsver- 
kehrs mit den in Artikel 1 Abs. 2 Buchstaben 
a bis e der Verordnung Nr. 13/64/EWG (Milch 
und Milcherzeugnisse) des Rates vom 5. Fe- 
bruar 1964 (Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften S. 549) bezeichneten Erzeugnis- 
sen nach den §§ 5, 6, 8 bis 16.“ 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


Im Rahmen der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft ist durch die Verordnung Nr. 166/64/EWG 
des Rates vom 30, Oktober 1964 (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften S. 2747) und die Ver- 
ordnungen Nr. 170/64./EWG und Nr. 171/64/EWG 
der Kommission vom 30. Oktober 1964 (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften S. 2756 und 2758) 
eine Sonderregelung für Mischfuttermittel getroffen 
worden, durch die auch Milch oder Milcherzeugnisse 
enthaltende Futtermittel erfaßt sind. Es ist erforder- 
lich, entsprechend der bisherigen nationalen Rege- 
lung für alle Futtermittel, also auch für Milch oder 
Milcherzeugnisse enthaltende Mischfutter, einheit- 
lich die Zuständigkeit der für den Getreidebereich 
zuständigen Stellen vorzusehen. Das vorliegende 
Gesetz und das gleichzeitig eingebrachte Vierte Ge- 
setz zur Änderung des Durchführungsgesetzes EWG 
Getreide enthalten die hierfür notwendigen Be- 
stimmungen. 

Ferner enthält das vorliegende Anderungsgesetz 
eine Klarstellung bezüglich der Geltung der Butter- 
verordnung für Einfuhibutter (§ 5 Abs. 1 Satz 1) und 
eine notwendige Ergänzung der Ermächtigung zum 
Erlaß von Rechtsverordnungen über die Interven- 
tion von Butter (§ 6 Abs. 2). 

Zu Artikel 1 
Nummer 1 

Da die Zuständigkeit für die in Artikel 1 Abs. 2 
Buchstabe f der Verordnung Nr. 13/64/EWG auf- 
geführten Futtermittel auf die Einfuhr- und Vorrats- 
stelle für Getreide und Futtermittel übergehen soll, 
wird in § 3 Abs. 1 Satz 1 des Durchführungsgesetzes 
EWG Milch und Milcherzeugnisse kiargestellt, daß 
die Einfuhr- und Vorratsstelle für Fette Abschöp- 
fungssätze nur für die Erzeugnisse nach Artikel 1 
Abs. 2 Buchstaben b bis e der Verordnung Nr. 13/64/ 
EWG errechnet, gegebenenfalls ändert und bekannt 
gibt. 

Der bisherige Satz 2 ist durch die Neufassung des 
Satzes 1 überholt und daher gestrichen worden. 

Nummer 2 

Durch die Ergänzung des § 5 Abs. 1 Satz 1 wird klar- 
gestellt, daß für Einfuhrbutter die Bestimmungen 
der Butterverordnung über Markenbutter in der je- 
weiligen Fassung gelten. 

Nummer 3 

Nach Artikel 2 Abs. 1 der Verordnung Nr. 62/64/ 
EWG des Rates vom 3. Juni 1964 (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften S. 1412) kommt eine 
Intervention bei inländischer frischer Butter der 
ersten Qualität nur in Betracht, wenn der Preis frei 
Großhandel für inländische Butter der ersten Qua- 
lität niedriger ist als der Interventionspreis zuzüg- 


lich eines durch jeden Mitgliedstaat zu bestimmen- 
den Betrages, der je Kilogramm 0,12 DM nicht 
unterschreiten und 0,20 DM nicht überschreiten darf. 
Dieser zuzügliche Betrag ist gemäß Artikel 1 der 
Verordnung Nr. 192/64/EWG der Kommission vom 
21. Dezember 1964 (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften S. 3652) gleichzeitig mit dem Inter- 
ventionspreis festzusetzen. Es ist deshalb erforder- 
lich, die Ermächtigung zur Festsetzung des Inter- 
ventionspreises und der Interventionsorte auch auf 
den Betrag nach Artikel 2 der Verordnung Nr. 62/ 
64/EWG zu erstrecken. 

Nummer 4 

Da die Zuständigkeit für die in Artikel 1 Abs. 2 
Buchstabe f der Verordnung Nr. 13/64/EWG auf- 
geführten Futtermittel auf den Getreidesektor über- 
gehen soll, ist es erforderlich, die in § 8 Abs, 1 ent- 
haltene Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverord- 
nungen über Erstattungen auf die Erzeugnisse nach 
Artikel 1 Abs. 2 Buchstaben b bis e der Verordnung 
Nr. 13/64/EWG zu beschränken. 


Zu Artikel 2 

Durch Artikel 1 Nr. 2 des Vierten Gesetzes zur 
Änderung des Durchführungsgesetzes EWG Getreide 

vom (Bundesgesetzbl. IS....) wird 

die in Artikel 14 der Verordnung Nr. 166/64/EWG 
vorgesehene Einfuhr- und Ausfuhrlizenz für Misch- 
futtermittel dem Getreidebereich zugeordnet. Nach 
§ 4 des Durchführungsgesetzes EWG Getreide ist 
die nach dem Außenwirtschaftsgesetz — AWG — 
erforderliche Einfuhr- oder Ausfuhrgenehmigung 
zugleich Einfuhr- oder Ausfuhrlizenz. 

Es ist deshalb erforderlich, in § 28 Abs. 2 Nr. 3 AWG 
die Einfuhr- und Vorratsstehe für Getreide auch als 
Genehmigungs- und Lizenzstelle für die in Artikel 1 
Abs. 2 Buchstabe f der Verordnung Nr. 13/64/EWG 
genannten Mischfuttermittel zu bestimmen. 

Ferner ist es erforderlich, in § 28 Abs. 2 Nr. 5 AWG 
die Zuständigkeit der Einfuhr- und Vorratsstehe für 
Fette auf die Erzeugnisse nach Artikel 1 Abs. 2 
Buchstaben a bis e der Verordnung Nr. 13/64/EWG 
zu beschränken. 


Zu Artikel 3 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


ZuArtikel4 

Das Gesetz soll bereits am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft treten, damit die vorstehend geschil- 
derten Regelungen des Rates und der Kommission 
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der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft entspre- 
chend durchgeführt werden können. 


^ ‘ 

Bund, Ländern und Gemeinden entstehen aus der 
Ausführung dieses Gesetzes keine Kosten. Die 
Kosten aus der Intervention der Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle für Fette werden aus Kap. 10 03 Titel 620 
bestritten. 
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Stellungnahme des Bundesrates 


Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz besdilosisen;" 

Begründung 

Durch das im Entwurf vorliegende Gesetz sollen 
das Gesetz zur Durchführung der Verordnung 
Nr. 13/64/EWG (Milch und Milcherzeugnisise) des 
Rats der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft — 
Durchführungsgesetz EWG Milch und Milcherzeug- 
nisise — vom 28. Oktober 1964 (Bundesgesetzbl. I 
S. 821) sowie das Außenwirtschaftsgesetz vom 
28. April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 481) förmlich 
geändert werden, die ihrerseits als Zustimmungs- 
gesetze verkündet worden sind. Nach ständiger 
Rechtsauffassung des Bundesrates bedarf die for- 
melle Änderung eines Zustimmungsgesetzes seiner 
Zustimmung. 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Das vorliegende Änderungsgesetz bedarf nicht der 
Zustimmung des Bundesrates. 

Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis 
die Auffassung, daß die Änderung eines Zustim- 
mungsgesetzes nur dann der Zustimmung des Bun- 
desrates bedarf, wenn durch das Anderungsgesetz 
Vorschriften geändert werden, die die Zustimmungs- 
bedürftigkeit des ursprünglichen Gesetzes begründet 
haben. 

Diese Voraussetzung ist bei dem vorliegenden Än- 
derungsgesetz nicht gegeben. 


Anlage 2 


Anlage 3 



